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Teil 1:  Allgemeiner Kündigungs- und  
Entlassungsschutz

Zunächst gehe ich umfassend auf den allgemeinen Kündigungs- und 
Entlassungsschutz ein. Im Anschluss folgt ein vertiefter Überblick über 
den besonderen Kündigungs- und Entlassungsschutz in verschiedenen 
Gesetzen. 

1.  Entstehungsgeschichte

Zum leichteren Verständnis der Geschichte des Kündigungs- und 
Entlassungsschutzes sind zwei terminologische Klarstellungen sinnvoll. 
Während wir heute scharf zwischen Kündigung als einer in der Regel 
fristgebundenen und nicht begründungsbedürftigen Beendigung des auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossenen Arbeitsvertrages und Entlassung als 
einer fristlosen und an bestimmte Gründe gebundenen Beendigung unter-
scheiden, wurde früher zwischen beiden Formen der Beendigung häufig 
sprachlich nicht unterschieden. Man sprach in beiden Fällen von Kün
digung, wobei dann von einer fristgebundenen und einer fristlosen Kün-
digung die Rede war. Zum anderen gab es für die durch Gesetz vorgese
hene betriebliche Arbeitnehmervertretung im Laufe der Zeit verschiedene 
Bezeichnungen. Im folgenden Text wird dafür einheitlich der moderne 
Begriff Betriebsrat verwendet. 

Das Thema Kündigungs- und Entlassungsschutz taucht das erste Mal 
im Betriebsrätegesetz (BRG) 19191) auf. Sein Entwurf wurde im Sozia
lisierungsausschuss der Konstituierenden Nationalversammlung2) ausge-
arbeitet und sollte ein Baustein zur Verwirklichung der Sozialisierung der 
gesamten Wirtschaft sein. Es ging daher nicht so sehr um den Schutz des 
einzelnen Arbeitnehmers, sondern vielmehr um die Stärkung der neuen 
Betriebsräte und um die Absicherung der Koalitionsfreiheit. So wurde die 
Durchsetzung des Kündigungsschutzes ausschließlich in die Hände der 
Betriebsräte gelegt und deren Position auf diese Weise sowohl dem Arbeit-
geber als auch den einzelnen Arbeitnehmern gegenüber gestärkt. Das zen-
trale Anliegen bestand darin, die Betriebsratsmitglieder bei der Ausübung 

1)	 StGBl 1919/283.
2)	 Vorlage der Staatsregierung, 164 BlgKNV. 
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1.  Entstehungsgeschichte

ihrer Tätigkeit zu schützen. Arbeitgeber durften sie ohne Zustimmung des 
Einigungsamts nur entlassen, wenn sie einen der gesetzlichen Entlas-
sungstatbestände verwirklicht hatten. Kündigungen oder Entlassungen 
von Mitgliedern des Betriebsrats aus allen anderen Gründen (etwa wegen 
Betriebsschließungen3) oder Betriebseinschränkungen4)) bedurften hin-
gegen stets der Zustimmung des Einigungsamts. Auch der scheinbar den 
einzelnen Arbeitnehmern gewährte Schutz diente der Stärkung des Be-
triebsrats und der Sicherung der vom BRG anvisierten sozialpolitischen 
Zielsetzungen. Denn nur der Betriebsrat konnte die Kündigung oder Ent-
lassung eines Arbeiters oder Angestellten vor dem Einigungsamt anfech-
ten und dies ausschließlich wegen drei verpönter politischer Motive, die 
alle mit der kollektivrechtlichen Zielsetzung des BRG zusammenhingen:5) 
Die Anfechtung musste sich auf die Behauptung stützen, dass der Arbeit-
geber die Beendigung des Dienstverhältnisses (1) aus politischen Gründen, 
(2) wegen der Tätigkeit als Mitglied des Betriebsrats oder (3) wegen der 
Inanspruchnahme des Vereins- oder Koalitionsrechts vorgenommen hat. 
Dieser Schutz kam daher auch nur jenen Arbeitnehmern zugute, die in 
einem Betrieb beschäftigt waren, in dem es einen Betriebsrat gab. Hielt das 
Einigungsamt eine Anfechtung für begründet, war die ausgesprochene 
Kündigung oder Entlassung unwirksam. Diese Einigungsämter6) waren 
als besondere regionale Verwaltungsbehörden eingerichtet, die in Senaten 
verhandelten und entschieden. Geleitet wurden sie von einem von der 
Regierung bestellten Vorsitzenden (oder einem seiner Stellvertreter), die 
Mitglieder setzten sich aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer zusammen, die jeweils über Vorschlag 
ihrer Berufsvereinigungen ernannt wurden. 

Die Betriebsräte sollten, im Sinne der anvisierten Sozialisierung der 
Betriebe, nicht Individualinteressen, sondern die Interessen der von ihnen 
repräsentierten Belegschaft vertreten. Bei der Wahrnehmung dieser Auf-
gabe mussten sie daher die betroffenen Arbeitnehmer nicht einmal be
fragen und konnten nach eigenem Ermessen entscheiden, ob sie eine 
Anfechtung vornehmen oder unterlassen wollen. Auch die verfahrens-
rechtliche Ausgestaltung entsprach der damaligen politischen Zielsetzung. 
Die Wahrnehmung des Kündigungs- und Entlassungsschutzes wurde 
nicht den Gerichten, sondern sozialpartnerschaftlich organisierten Ent-
scheidungsinstanzen übertragen, in denen Vertreter der Gewerkschaften 
eine maßgebliche Rolle spielten. 

3)	 Siehe etwa EA St.Pölten 10. 4. 1924, GewSlg 3259.
4)	 EA Wien 26. 1. 1921, GewSlg 2963.
5)	 § 3 Z 9 BRG. 
6)	 Siehe das Einigungsamtsgesetz StGBl 1920/16. 
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1.  Entstehungsgeschichte

Das etwa gleichaltrige deutsche Betriebsrätegesetz 19207) sah einen 
gemischt individual- und kollektivrechtlich ausgestalteten Kündigungs-
schutz vor. Auch er wirkte sich nur in Betrieben aus, in denen es Betriebs-
räte gab. Der gekündigte Arbeitnehmer konnte gegen die Kündigung 
einen Einspruch an den Betriebsrat richten.8) Die Gründe für einen Ein-
spruch waren jedoch – anders als in Österreich – auf die Interessen des 
einzelnen Arbeitnehmers und nicht auf jene der Belegschaft zugeschnit-
ten. Der Arbeitnehmer konnte sich darauf berufen, dass die Kündigung 
(1) auf ein verpöntes Motiv oder (2) auf seine Weigerung zurückging, dau-
ernd andere als die vereinbarte Arbeit zu leisten; (3) dass der Arbeitgeber 
die Gründe für die Kündigung nicht angegeben hatte; (4) dass der Arbeit-
nehmer unberechtigt entlassen wurde; (5) dass die Kündigung für den 
Arbeitnehmer eine unbillige, nicht durch die Verhältnisse des Betriebes 
bedingte Härte darstellte.9) Nur wenn der Betriebsrat den Einspruch für 
begründet hielt und bescheinigte, sich mit dem Arbeitgeber nicht über 
die Weiterbeschäftigung geeinigt zu haben, konnte ein paritätisch aus Ver-
tretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammengesetzter Schlich-
tungsausschuss10) entweder durch den Betriebsrat oder den gekündigten 
Arbeitnehmer angerufen werden. Dem Betriebsrat kam also ein Sperrecht 
zu. Wie in Österreich war zur Entscheidung kein Gericht zuständig.11) Die 
Rechtsfolgen waren jedoch unterschiedlich. Hielt der Schlichtungsaus-
schuss den Einspruch für gerechtfertigt, musste der Arbeitgeber entweder 
die Kündigung zurücknehmen oder eine vom Schlichtungsausschuss fest-
gesetzte Entschädigung an den Arbeitnehmer leisten.12)

Das BRG 1920 wurde 1934 in Deutschland durch das nationalsozialis-
tische Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG)13) abgelöst, das 
bis zur Nachkriegszeit auch in Österreich galt. Es ersetzte im Sinne des 
Führerprinzips die Betriebsräte durch Vertrauensmänner mit lediglich 
beratender Funktion, die unter der Leitung des Betriebsführers den Ver-
trauensrat bildeten. Ein gekündigter Arbeitnehmer konnte beim Arbeits-
gericht auf Widerruf der Kündigung klagen, wenn er bereits mindestens 

7)	 Vom 4. 2. 1920, RGBl S 147. 
8)	 § 84 BRG. 
9)	 Detailliert zur Entwicklung des Schutzes bei Sozialwidrigkeit in Öster-

reich und Deutschland einschließlich Judikatur s Hutter, 21 ff.
10)	 Verordnung vom 23. 12. 1918, RGBl Nr 6605, über Tarifverträge, Arbeiter- 

und Angestelltenausschüsse und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten. 
11)	 Dieses konnte nur angerufen werden, wenn eine fristlose Entlassung aus-

gesprochen wurde. In diesem Fall musste der gleichzeitig angerufene Schlich-
tungsausschuss sein Verfahren unterbrechen (§ 86 Abs 2 BRG). 

12)	 §§ 86 f BRG.
13)	 Vom 20. 1. 1934, RGBl S 45. 
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1.  Entstehungsgeschichte

ein Jahr im Betrieb beschäftigt war. Die Kündigung war nur dann zu 
widerrufen, wenn sie für den Arbeitnehmer unbillig hart und nicht durch 
die Verhältnisse des Betriebes bedingt war. Gab es im Betrieb einen Ver-
trauensrat, musste der Arbeitnehmer lediglich eine Bescheinigung bei-
bringen, dass die Kündigung im Vertrauensrat ergebnislos beraten worden 
war. Damit war das Sperrecht von Belegschaftsvertretern gefallen und 
der Kündigungsschutz individualrechtlich konzipiert. An die Stelle des 
Schlichtungsausschusses trat das Arbeitsgericht. Nichts geändert wurde 
an den Rechtsfolgen. Gab das Gericht der Klage statt, so hatte der Arbeit-
geber die Wahl, entweder die Kündigung zurückzunehmen oder dem Ar-
beitnehmer eine vom Gericht festgesetzte Entschädigung zu zahlen.14)

Nach Kriegsende wurde das neue österreichische Betriebsrätegesetz 
1947 erlassen.15) Es kehrte beim Kündigungs- und Entlassungsschutz zu 
den Grundprinzipien des BRG 1919 zurück und unterschied zwischen 
einem allgemeinen Kündigungs- und Entlassungsschutz einerseits16) und 
dem Sonderschutz für Betriebsratsmitglieder17) andererseits. Beide setzten 
voraus, dass es sich um einen betriebsratspflichtigen Betrieb handelte und 
der Arbeitnehmer nicht zu den leitenden Angestellten zählte. Vor jeder 
Kündigung musste der Betriebsrat informiert werden und konnte dazu 
innerhalb von drei Tagen Stellung nehmen. Stimmte er der Kündigung zu 
oder gab fristgerecht keine Erklärung ab, war sie unanfechtbar. Wider-
sprach er ihr jedoch, konnte sie der Betriebsrat auf Verlangen des gekün-
digten Arbeitnehmers vor dem zuständigen Einigungsamt anfechten. Nur 
dann, wenn dies der Betriebsrat nicht fristgerecht tat oder die Bestellung 
eines Betriebsrats unterblieben war, konnte der Arbeitnehmer selbst an-
fechten. Die Anfechtung konnte sich auf die schon im BRG 1919 erwähn-
ten verpönten Motive (Motivkündigung) oder, wenn der Gekündigte 
schon mindestens seit sechs Monaten im Betrieb beschäftigt war – dem 
deutschen Modell folgend – darauf stützen, dass die Kündigung für den 
Arbeitnehmer (1) eine soziale Härte bedeutet und zudem (2) in den Be-
triebsverhältnissen nicht begründet ist (sozialwidrige Kündigung). Ge-
gen eine fristlose Entlassung konnte der Arbeitnehmer beim Einigungs-
amt einen Antrag auf Unwirksamkeit stellen, wenn der Betriebsrat 
bescheinigte, dass er mit dem Arbeitgeber die Frage erfolglos diskutiert 
hatte, ob die Entlassung nur zur Umgehung der Kündigungsschutzbe-
stimmungen ausgesprochen worden war. Auch diese Bestimmung folgte 
dem deutschen Ansatz. Gab das Einigungsamt einer Anfechtung statt, galt 

14)	 §§ 56 f AOG. 
15)	 BGBl 1947/97. 
16)	 § 25 BRG.
17)	 § 18 BRG. 
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die Kündigung oder Entlassung als unwirksam. Das Wahlrecht des Ar-
beitgebers, statt der Weiterbeschäftigung eine Entschädigung zu bezahlen, 
wurde hingegen nicht aus dem deutschen Recht übernommen. Durch das 
Sperrecht des Betriebsrats und die Wiedereinführung des Einigungsamts 
als Entscheidungsinstanz wurde der Kündigungsschutz, der österreichi-
schen Tradition folgend, wieder kollektivrechtlich ausgestaltet. 

Mitglieder des Betriebsrats (Ersatzmitglieder, Mitglieder des Wahl-
vorstandes und Wahlwerber) konnten wirksam nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Einigungsamts gekündigt oder entlassen werden. Die Zu-
stimmung zur Kündigung durfte nur erteilt werden (1) wegen vorüber
gehenden Betriebseinschränkungen, wenn das Mitglied ohne Schaden für 
den Betrieb nicht weiterbeschäftigt werden konnte, (2) wenn das Mitglied 
voraussichtlich für absehbare Zeit arbeitsunfähig wurde oder (3) das Mit-
glied seine dienstvertraglichen Pflichten beharrlich verletzt hatte und dem 
Arbeitgeber eine Weiterbeschäftigung nicht zugemutet werden konnte. 
Eine Zustimmung zur Entlassung setzte voraus, dass das Betriebsratsmit-
glied im Wesentlichen einen der auch für einfache Arbeitnehmer gelten-
den verschuldeten Entlassungstatbestände gesetzt hat, wobei zum Teil je-
doch die Zustimmung zu verweigern war, wenn das Verhalten in Aus-
übung des Mandats gesetzt war. 

Das BRG 1947 wurde durch das Arbeitsverfassungsgesetz 197318) er-
setzt. Es übernahm dessen Struktur mit dem Einigungsamt als Entschei-
dungsorgan, der Beschränkung des Schutzes auf Arbeitnehmer in be-
triebsratspflichtigen Betrieben (ausgenommen leitende Angestellte) und 
der Unterscheidung zwischen Motiv- und sozialwidriger Kündigung.19) In 
beiden Fällen konnte der Betriebsrat die Anfechtung zwar durch seine Zu-
stimmung, nicht jedoch durch sein Schweigen, ausschließen. Das Sperr-
recht des Betriebsrats blieb somit nur mehr eingeschränkt erhalten. In be-
triebsratspflichtigen Betrieben, in denen keine Betriebsräte bestehen, 
konnte der Arbeitnehmer unmittelbar selbst anfechten. Die Liste verpön-
ter Motive wurde erweitert und die Beweislage verändert: beide Seiten 
müssen die Motive nur glaubhaft machen, entscheidend war dann die grö-
ßere Wahrscheinlichkeit. Präziser gefasst wurde die Sozialwidrigkeit. Die 
Kündigung galt nicht als sozialwidrig, wenn sie keine wesentlichen Inter-
essen des Arbeitnehmers beeinträchtigte. Werden solche jedoch beein-
trächtigt, konnte der Arbeitgeber die Kündigung nur mit Gründen in der 
Person des Gekündigten oder mit betrieblichen Erfordernissen rechtfer
tigen. Hatte der Betriebsrat bei betriebsbedingten Kündigungen ausdrück-
lich Widerspruch erhoben, so konnte eingewendet werden, dass der Ar-

18)	 BGBl 1974/72. 
19)	 § 105 ArbVG.
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2.  Anwendungsbereich des allgemeinen Kündigungs- und Entlassungsschutzes 

beitgeber einen vergleichbaren anderen Arbeitnehmer hätte abbauen 
müssen, den die Kündigung weniger hart treffen würde (Sozialvergleich). 
Gab das Einigungsamt der Anfechtung statt, war die Kündigung unwirk-
sam. Der Entlassungsschutz blieb einschließlich des Sperrrechts des 
Betriebsrats unverändert: er bezog sich nur auf Fälle, in denen der Arbeit-
nehmer keinen Entlassungsgrund gesetzt hat und ein Kündigungs
anfechtungsgrund vorlag. Nur auf diese Weise konnte die Fortsetzung des 
Dienstverhältnisses erreicht werden, da vor den Arbeitsgerichten nur 
Geldentschädigung verlangt werden kann. 

Der Kündigungs- und Entlassungsschutz von Betriebsratsmitgliedern 
(ihnen Gleichgestellten) blieb im Wesentlichen unverändert.20)

Die Novellen zum ArbVG haben vor allem das Sperrrecht des Be-
triebsrats bei Motivkündigungen beseitigt21) und damit den Kündigungs-
schutz in diesen Fällen individualisiert. Für Nachtschichtschwerarbei-
ter22) und ältere Arbeitnehmer23) wurde ein erhöhter Schutz eingebaut. 
Schließlich wurde auch die Liste der verpönten Motive ausgebaut.24) Ver-
fahrensrechtlich trat an die Stelle des Einigungsamts das Arbeitsgericht.25)

2.  Anwendungsbereich des allgemeinen Kündigungs- 
und Entlassungsschutzes 

Obwohl sich der Ausdruck allgemeiner Kündigungs- und Entlassungs-
schutz für die im ArbVG in §§ 105–107 und 120–122 ArbVG enthaltenen 
Bestimmungen durchgesetzt hat, ist der Schutz nicht allgemein, bezieht er 
sich doch nur auf Arbeitnehmer, die vom Betriebsverfassungsrecht erfasst 
und in betriebsratspflichtigen Betrieben beschäftigt werden. Arbeitneh-
mer in Kleinstbetrieben werden ebenso wenig erfasst wie leitende Ange-
stellte. Der Schutz wird deshalb als allgemein bezeichnet, weil er nicht auf 
bestimmte Arbeitnehmergruppen oder bestimmte Sonderverhältnisse zu-
geschnitten ist. Diese Terminologie wird auch hier verwendet. 

2.1  Überblick

Das Betriebsverfassungsrecht will den Arbeitnehmern Mitwirkungs-
rechte gegenüber ihrem Arbeitgeber einräumen. Dazu würde es an sich 

20)	 §§ 120 ff ArbVG. 
21)	 BGBl 1990/411.
22)	 BGBl 1981/354.
23)	 BGBl 1976/387, 1992/503, I 2010/101.
24)	 BGBl 1981/354, 1988/30, 1996/601.
25)	 BGBl 1985/563.
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2.1  Überblick

ausreichen, für sämtliche Arbeitnehmer eines Arbeitgebers ein einziges, 
sie alle repräsentierendes Vertretungsorgan einzurichten. Diese Lösung 
wäre jedoch im Hinblick auf die unterschiedlichen Größenverhältnisse 
und Formen, in denen Arbeitgeber ihre Unternehmen organisieren kön-
nen, zu undifferenziert. Beschäftigt ein Arbeitgeber nur sehr wenige Ar-
beitnehmer, kann man davon ausgehen, dass zwischen den beiden Seiten 
ein ständiger und transparenter Kommunikationsfluss besteht, der inter-
mediäre Einrichtungen unnötig erscheinen lässt.26) Der politische Kom-
promiss, die Grenze für die Bestellung von Betriebsräten bei mindestens 
fünf dauerhaft beschäftigten Arbeitnehmern zu ziehen (betriebsrats­
pflichtige Betriebe),27) besitzt daher eine sachliche Grundlage. Da der 
Kündigungs- und Entlassungsschutz kollektivrechtlich aufgebaut ist, hat 
dies notwendigerweise zur Konsequenz, dass er keine Arbeitnehmer er-
fasst, die in Kleinstbetrieben beschäftigt werden. Dass bei der Ermittlung 
des Schwellenwertes Arbeitnehmer unter 18 Jahren nicht berücksichtigt 
werden, beruht hingegen auf der nicht nachvollziehbaren Ansicht des 
Gesetzgebers, die betrieblichen Interessen von Jugendlichen seien grund-
legend von jenen der älteren Arbeitnehmer verschieden. Aus diesem 
Grund versagt er ihnen das Wahlrecht zum Betriebsrat und richtet für sie 
eine eigenständige Jugendvertretung ein,28) die jedoch nur die Anliegen 
der Jugendlichen gegenüber dem Betriebsrat vertreten kann.29)

Arbeitgeber können ihre Unternehmen unterschiedlich strukturie-
ren. Sie können sich die Leitung aller Arbeitsvorgänge selbst vorbehalten, 
was der Regelfall ist, wenn sie nur an einem Ort und in einer Branche tätig 
sind und wenige Arbeitnehmer beschäftigen. Erstreckt sich ihre Aktivität 
jedoch auf mehrere Standorte, auf verschiedene Branchen und/oder be-
schäftigen sie viele Arbeitnehmer, dann sehen sie sich in der Regel ge-
zwungen, die ihnen Kraft der Arbeitsverträge zustehende Leitungsgewalt 
für bestimmte Bereiche jedenfalls soweit an andere abzugeben, als dies den 
laufenden Routinebetrieb betrifft. In diesem Ausmaß treten diese Füh-
rungspersonen dann an die Stelle des Arbeitgebers und werden zum An-
sprechpartner der ihnen unterstellten Arbeitnehmer. Es ist daher sinnvoll, 
die Arbeitnehmervertretung auf dieser Ebene anzusiedeln, und genau das 
hat das ArbVG getan. Es fasst, wie noch näher zu zeigen sein wird, alle 
Arbeitnehmer, die ausschließlich der Leitungsgewalt entweder des Arbeit-
gebers oder von ihm delegierter Personen unterworfen sind, unter dem 

26)	 Vgl Tomandl, Betriebsverfassungsrechtliche Fragen des Kleinstbetriebes, 
ZAS 1981, 123 (126).

27)	 § 40 Abs 1 ArbVG. 
28)	 § 123 ArbVG.
29)	 § 129 ArbVG.
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2.  Anwendungsbereich des allgemeinen Kündigungs- und Entlassungsschutzes 

Begriff Betrieb zu einer Organisationseinheit zusammen, für den jeweils 
ein Betriebsrat zu bestellen ist. Ist die Gesamtorganisation der bei einem 
Arbeitgeber beschäftigten Arbeitnehmer stärker strukturiert, sodass sie 
mehrere Betriebe umfasst, sieht das Gesetz einen Überbau in Form des 
Zentralbetriebsrats vor, auf den er einzelne Aufgaben der Betriebsräte zur 
einheitlichen Wahrnehmung übertragen hat. Überdies kennt es noch 
weitere Arbeitnehmervertretungen für Konzerne30) und für europäische 
Unternehmen.31) Zu deren Aufgaben gehört jedoch nicht der Kündigungs- 
und Entlassungsschutz.32) Dieser fällt kraft Gesetzes in die alleinige Zu
ständigkeit entweder des Arbeiterbetriebsrats, des Angestelltenbetriebs-
rats oder des gemeinsamen Betriebsrats (in Hinkunft zusammenfassend 
als Betriebsräte bezeichnet), nicht jedoch des Zentralbetriebsrats.33) 

Der lediglich für die Jahrgänge 1935–1942 bei Männern und 1940–
1947 bei Frauen durch das AVRAG34) eingeräumte individualrechtliche 
Schutz bei sozialwidrigen Kündigungen ist bedeutungslos geworden, da er, 
auf das Jahr 2022 bezogen, nur Männer zwischen 80 und 87 Jahren und 
Frauen zwischen 75 und 82 Jahren erfasst. Diese Übergangsbestimmung 
wurde 2000 angesichts der Aufhebung der vorzeitigen Alterspension we-
gen geminderter Arbeitsfähigkeit für pensionsnahe Jahrgänge vorgesehen 
und sollte die davon betroffenen Arbeitnehmer in Abhängigkeit von der 
voraussichtlichen Restlebensarbeitszeit bis zum gesetzlichen Pensions
antrittsalter schützen.35) Nach wie vor sind die leitenden Angestellten vom 
Kündigungs- und Entlassungsschutz ausgeschlossen, obwohl sich dies 
nicht mit ihrer Stellung als mit delegierter Leitungsgewalt im Betrieb aus-
gestatteten Personen begründen lässt. Auch sie können durch eine Kün
digung in wesentlichen Interessen beeinträchtigt werden und verdienen 
daher einen gleichartigen Schutz. 

Zunächst bedarf es der Klärung wichtiger Begriffe.

2.2  Betriebe 

Da für jeden Betrieb mit mindestens fünf dauernd beschäftigten 
Arbeitnehmern über 18 Jahren ein Betriebsrat zu bestellen ist und der 
Kündigungs- und Entlassungsschutz nur in betriebsratspflichtigen Betrie-
ben besteht, kommt dem Betriebsbegriff eine Schlüsselfunktion zu. Nur 

30)	 § 88a ArbVG.
31)	 §§ 171 ff ArbVG. 
32)	 § 113 Abs 4 ArbVG.
33)	 § 113 Abs 1–4 ArbVG. 
34)	 § 9 Abs 3 AVRAG.
35)	 AB 189 BlgNR 21. GP. 
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2.2  Betriebe

wenn feststeht, welchem Betrieb ein Arbeitnehmer zugehörig ist, lässt sich 
sagen, ob ihm überhaupt ein Kündigungs- und Entlassungsschutz zu-
steht bzw welcher von mehreren Betriebsräten zur Wahrnehmung dieses 
Schutzes zuständig ist. Der Begriff des Unternehmens spielt in diesem Zu-
sammenhang dagegen nur dann eine Rolle, wenn dieses über mindestens 
zwei Betriebe verfügt. 

Nach der Legaldefinition des ArbVG36) gilt als Betrieb jede Arbeits-
stätte, die eine organisatorische Einheit bildet, innerhalb der eine physi-
sche oder juristische Person oder eine Personengemeinschaft mit techni-
schen oder immateriellen Mitteln die Erzielung bestimmter Arbeits
ergebnisse fortgesetzt verfolgt, ohne Rücksicht darauf, ob Erwerbsabsicht 
besteht oder nicht.37) Daraus ergeben sich als unverzichtbare Elemente 
eines Betriebes, dass jemand (der Betriebsinhaber) eine Arbeitsorganisa-
tion in der Absicht aufbaut und leitet, mit ihr dauerhaft bestimmte tech
nische oder wirtschaftliche Ziele zu erreichen. Unter der Arbeitsstätte 
versteht der OGH eine örtlich abgrenzbare Einrichtung, in der Arbeits
ergebnisse hervorgebracht werden können, die jedoch nicht in der Pro-
duktion einer marktfähigen Ware bestehen müssen. Die Arbeitsstätte sei 
dann als Betrieb anzusehen, wenn sie zumindest unter dem Aspekt der 
Produktion eine organisatorische Einheit bildet, die vor allem in der Ein-
heit des Betriebsinhabers und in der Einheit des Betriebszwecks zum Aus-
druck kommt.38) Schon auf den ersten Blick ist erkennbar, dass eine solche 
Einheit im Wirtschaftsleben typischerweise als Unternehmen auftritt, 
etwa in Form eines Lebensmittelgeschäfts, einer Schneiderei, einer Dru-
ckerei, oder einer KFZ-Reparaturwerkstätte. Der Unternehmensbegriff 
wird im ArbVG nicht erläutert, sondern als bekannt vorausgesetzt. Näher 
umschrieben findet er sich in § 1 UGB: Danach ist ein Unternehmen jede 
auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, 
mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein. Als charakteristisch sehen 
die Gesetzesmaterialien den Umstand an, dass ein Unternehmen auf 
einem Markt laufend wirtschaftlich werthafte Leistungen gegen Entgelt 
anbietet und erbringt. Die Begriffe Betrieb und Unternehmen sind im 
Grunde nichts anderes als zwei verschiedene Seiten ein und derselben Sa-
che.39) So liegt jedem Betrieb regelmäßig ein Unternehmen zugrunde. Der 
Unterschied liegt im Zweck bzw der Zielsetzung. Mehrere Arbeitsstätten 
zusammen können daher dann als Betrieb angesehen werden, wenn der 
Betriebsinhaber in diesen Arbeitsstätten einen einheitlichen Zweck ver-

36)	  § 34 ArbVG.
37)	 Details s bei Tomandl in Tomandl, ArbVG § 34.
38)	 OGH 23. 2. 1994, 9 ObA 312 – 338/93 ZAS 2014, 76 (Kreil). 
39)	 RV 1058 BlgNR 22. GP zu § 1. 
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2.  Anwendungsbereich des allgemeinen Kündigungs- und Entlassungsschutzes 

folgt.40) Verfügt ein Unternehmen nur über einen einzigen Betrieb, dann 
besteht der Unterschied zwischen Betrieb und Unternehmen lediglich in 
der Betrachtungsweise: Blickt man von außen auf diese Organisations
einheit, stellt sie sich als Unternehmen dar, das Beziehungen zu Kunden, 
Lieferanten, Kreditgebern ua unterhält. Blickt man auf das Innenverhält-
nis, dann erweist sich die Organisationseinheit jedoch als Betrieb, dessen 
Aufgabe darin besteht, bestimmte Arbeitsergebnisse für das Unterneh-
men, dem er zugeordnet ist, zur Verfügung zu stellen,41) wogegen das Un-
ternehmen den Betrieb zur Erreichung seiner wirtschaftlichen Zwecke 
einsetzt. 

Betriebsverfassungsrechtlich gilt somit ein Unternehmen, das nur 
über einen einzigen Betrieb verfügt, als Betrieb. Die weitere Analyse kann 
sich aber auch im Hinblick auf Unternehmen mit mehreren Betrieben auf 
den Betrieb beschränken, da der Kündigungsschutz ausschließlich auf den 
Betrieb und nicht auf das Unternehmen bezogen ist. In unserem Zusam-
menhang genügt es daher, als Unternehmen ein Gebilde anzusehen, das 
aus einer oder mehreren Betriebs- oder Arbeitsstätten besteht und von 
einem gemeinsamen Inhaber geleitet wird. Erst innerhalb dieses Gebildes 
stellt sich die rechtliche Frage, ob jede dieser Betriebs- oder Arbeitsstätten 
als eigenständiger Betrieb anzusehen ist, oder ob sie nur in ihrem Zusam-
menhang einen Betrieb bilden und somit für alle gemeinsam nur ein 
Betriebsrat zu bestellen ist. 

Der Betriebsbegriff ist kein Selbstzweck, sondern soll lediglich jene 
Organisationseinheit bestimmen, in der ein Betriebsrat gebildet werden 
kann.42) Bestehen Zweifel an der Betriebseigenschaft einer Arbeitsstätte, 
kommt es daher darauf an, ob in ihr eine wirksame Tätigkeit eines Be-
triebsrats möglich ist.43) Der Betrieb ist keine rechtliche Einheit, sondern 
jene organisatorische Basiseinheit, innerhalb der die Arbeitnehmer eine 
Interessenvertretung bilden können. Der Betrieb konstituiert sich daher 
durch die Zusammenfassung arbeitsorganisatorisch miteinander verbun-
dener Arbeitnehmer, die eine Interessengemeinschaft bilden, die sich aus 
den Rechtsbeziehungen zu ihrem Gegenüber ableitet, also gegenüber dem-
jenigen, der die Organisationsbefugnis besitzt. Das Gesetz bezeichnet ihn 
als Betriebsinhaber. Nach der Judikatur44) ist dies jemand, der über eine 
Arbeitsstätte verfügen kann und daher auch in der Lage ist, durch zweck-
entsprechenden Einsatz der vorhandenen technischen und immateriellen 

40)	  OGH 23. 2. 1994, 9 ObA 311/93.
41)	 Vgl Tomandl in Tomandl, ArbVG § 34 Rz 1.
42)	 OGH 17. 11. 2013, 8 ObA 22/13p. 
43)	 OGH 23. 2. 1994, 9 ObA 311/93.
44)	 OGH 17. 12. 2013, 8 ObA 22/13p.
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